
zu informieren, wenn sich daraus für den Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung notwendige Maßnahmen
ergeben.
Die Einhaltung der für die Einleitung vorgeschriebe­
nen Frist ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Wirksamkeit der gerichtlichen Entscheidung. Zur Ver­
wirklichung dieses Anliegens ist es notwendig, die für 
die Einleitung erforderlichen schriftlichen Arbeiten be­
reits in der Rechtsmittelfrist vorzubereiten, damit mit 
der Rechtskraft die Durchsetzung der Entscheidung 
eingeleitet werden kann. Der Eirrwand, daß eine solche 
Arbeitsweise dann unrationell sei, wenn ein Rechts­
mittel eingelegt wird, ist — wie die Statistik (insbe­
sondere über die Ergebnisse der Rechtsmittelverfahren) 
zeigt — nicht begründet. Außerdem kann der Vor­
sitzende der Strafkammer in allen Fällen, in denen er 
erkennt, daß ein Rechtsmittel zu erwarten ist, durch 
einen Hinweis die sofortige Vorbereitung der Einlei­
tung vermeiden. In allen anderen Fällen sollte aber 
entweder der Protokollführer unmittelbar nach der 
Urteilsverkündung die Einleitungsunterlagen vorberei­
ten oder der Sekretär dies noch innerhalb der Rechts­
mittelfrist zur Erledigung durch das Schreibzimmer 
verfügen. Damit ist gewährleistet, daß der Sekretär 
mit der Feststellung der Rechtskraft der Entscheidung 
die gefertigten Unterlagen prüfen, siegeln und ihre 
Versendung veranlassen kann. Die Frist von 10 Ta­
gen für die Einleitung kann mit solchen Arbeitsme­
thoden in der Regel erheblich unterboten werden.
Die" einzelnen Aufgaben, die die Mitarbeiter des Ge­
richts insoweit haben, lassen sich genau abgrenzen. 
So muß der Vorsitzende der Strafkammer dafür sor­
gen, daß sich alle für die Einleitung erforderlichen 
Daten in der Akte befinden. Dazu gehört z. B., daß 
der Personalbogen der Beschuldigtenvernehmung in 
der Hauptverhandlung auf seine Vollständigkeit und 
Richtigkeit überprüft wird und daß im Urteilsrubrum 
die Zeit einer eventuellen Untersuchungshaft — als 
Grundlage für die spätere Strafzeitberechnung — ge­
nau angegeben wird.
Der Sekretär des Gerichts ist vor allem dafür ver­
antwortlich, daß das Verwirklichungsersuchen und die 
Benachrichtigungen vollständig und richtig ausgefüllt 
sind und daß die darin enthaltenen Angaben mit den 
Originalunterlagen in der Akte übereinstimmen. Er 
hat die Einleitungsunterlagen zu unterschreiben, zu 
siegeln und ihre Zustellung bzw. Versendung zu ver­
anlassen. Er ist für die fristgemäße Einleitung der 
Durchsetzung der gerichtlichen Entscheidung verant­
wortlich.

Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit durch das Gericht

In der 1. DB bedurfte die Verwirklichung des öffent­
lichen Tadels keiner Erwähnung, weil dieser mit dem 
Urteil ausgesprochen wird und keine weiteren Maß­
nahmen notwendig sind. Für die Verwirklichung der 
öffentlichen Bekanntmachung ist in der erwähnten 
Gemeinsamen Anweisung des Ministers der Justiz und 
des Präsidenten des Obersten Gerichts vom 25. Juni 
1968 festgelegt, daß der veröffentlichte Text aktenkun­
dig zu machen ist. Erfolgte die Veröffentlichung in 
einem Presseorgan, so ist ein Exemplar der betreffen­
den Ausgabe zu den Akten zu nehmen.

Verurteilung auf Bewährung

Die Gerichte haben bei der Verwirklichung der Ver­
urteilung auf Bewährung zu sichern, daß der Verur­
teilte während der ihm auferlegten Bewährungszeit 
seiner Pflicht zur Bewährung und Wiedergutmachung

nachkommt und der erwartete Erziehungserfolg ein- 
tritt. Die Maßnahmen, die die Gerichte dazu einzulei- 

* ten haben, ergeben sich aus dem konkreten Einzelfall. 
Dabei sollten folgende Grundsätze beachtet werden:
— Kontrollmaßnahmen des Gerichts nach § 342 Abs. 1 

StPO sind insbesondere dann einzuleiten, wenn es 
im Interesse der Erziehung des Rechtsverletzers er­
forderlich ist (besonders, wenn zur Erhöhung der 
erzieherischen Wirkung gemäß § 33 Abs. 3 StGB zu­
sätzliche Verpflichtungen ausgesprochen wurden).

— Die Erfahrungen und Fähigkeiten der gesellschaft­
lichen Kräfte sind voll zu nutzen, für die Wahr­
nehmung der Kontrollpflicht des Gerichts sollten 
vor allem Schöffen, aber auch andere Bürger (z. B. 
Mitglieder gesellschaftlicher Kollektive) gewonnen 
werden.

— Das Gericht selbst sollte in der Regel nur dort un­
mittelbar kontrollieren, wo eine Kontrolle durch 
andere Kräfte nicht möglich ist oder wo .besondere 
Maßnahmen erforderlich sind.

— Zur Unterstützung der Erziehung des Verurteilten 
sind die gesellschaftlich wirksamsten Maßnahmen 
zu veranlassen; diese müssen im richtigen Ver­
hältnis zur Straftat und ihrer Bedeutung stehen, 
und der gesellschaftliche Aufwand muß dem ge­
sellschaftlichen Nutzen entsprechen.

Diese Grundsätze sind nur durchzusetzen, wenn ein 
lückenloses Informationssystem besteht, der Verur­
teilte und seine Umwelt richtig eingeschätzt, die Be­
deutung der gesellschaftlichen Kräfte richtig erkannt 
wird und die zweckmäßigsten Mittel eingesetzt wer­
den. Dabei ist stets zu berücksichtigen, daß gemäß 
Art. 3 StGB jedes Organ eigene Verantwortung trägt. 
In der Regel werden bei der Verurteilung auf Be­
währung die Verwiriklichungsmaßnahmen durch das 
verurteilende Gericht getroffen. Wird jedoch gemäß 
§ 342 Abs. 1 Satz 2 StPO die Kontrolle der Wirksam­
keit dem Kreisgericht übertragen, in dessen Bereich 
der Verurteilte wohnt, so sind diesem Gericht alle 
Unterlagen zu übersenden. Das ersuchte Gericht hat 
nach Ablauf der Bewährungszeit dem verurteilenden 
eine Einschätzung über die Wirksamkeit der Verurtei­
lung auf Bewährung zu übermitteln. Erst dann kann 
das verurteilende Gericht feststellen, daß der Verur­
teilte nicht mehr als bestraft gilt (§ 35 Abs. 1 StGB). 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
die Gerichte selbst kontrollieren müssen, ob sich der 
Verurteilte bewährt hat und wann die Bewährungszeit 
abgelaufen ist. Sie können nicht mehr darauf warten, 
daß der Staatsanwalt einen entsprechenden Antrag 
stellt.

Verwirklichung der besonderen Pflichten Jugendlicher

Bei dieser Maßnahme der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit hat das Gericht .zu sichern, daß der Jugend­
liche zur freiwilligen Erfüllung der ihm auferlegten 
Pflichten angehalten wird. Außerdem muß es jeder­
zeit in der Lage sein, die Erfüllung der Auflagen durch 
den Jugendlichen richtig einzuschätzen (§ 19 Abs. 2). 
Diese Aufgabe ist für die Gerichte neu. Die von den 
Organen der Jugendhilfe 'gesammelten Erfahrungen 
bei der Durchsetzung von Weisungen nach dem bis­
her geltenden JGG zeigen, daß die angeordneten Maß­
nahmen nur dann erfolgreich sind, wenn ein geeigne­
ter Bürger zur Betreuung gewonnen wird. Darauf 
orientiert auch § 20 Abs. 2. Der Erziehungshelfer hat 
die Verbindung zwischen dem Gericht, dem Jugend­
lichen, den Eltern, der Arbeitsstelle oder der Schule 
zu sichern. Er hat dem Gericht regelmäßig über seine 
Tätigkeit zu berichten, insbesondere darüber, wie der 
Jugendliche die ihm auferlegten Pflichten erfüllt. Je
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